
 
 

Jahresrückblick 2009 des Gemeinderates, der 
Kommissionen und der Verwaltung 
2009 - war es das Jahr der ersten Pandemie seit langem, der Schweinegrippe? Oder das 
Jahr der Finanzkrise und damit verbunden der „Wiederentdeckung“ des Staates? Oder war 
es einfach nur ein durchschnittliches Jahr, an das man sich später kaum mehr erinnern wird? 
Zumindest in unserer Gemeinde war 2009 ein Jahr ohne Vorkommnisse, die lange in 
Erinnerung bleiben dürften. Das bedeutet aber nicht, dass es ein ereignisloses Jahr gewesen 
wäre, im Gegenteil, wie der nachstehende Bericht zeigt, lief sehr viel in Lindau, wenn auch 
meistens in vergleichsweise ruhigen Bahnen: 

 

Präsidiales 

Gemeindeversammlungen 

Die beiden Gemeindeversammlungen des Jahres waren leider ausnehmend schlecht 
besucht. Am 15. Juni fanden sich nur gerade 43 Stimmberechtigte im Bucksaal ein, das 
entspricht einer Beteiligung von knapp 1,4%! Am 7. Dezember war die Teilnahme mit 59 
Personen nicht viel höher. Freilich waren auch die anstehenden Geschäfte nicht gerade 
Gassenfeger. Nebst den ordnungsgemässen Geschäften Voranschlag und Jahresrechnung 
standen „nur“ revidierte Zweckverbandsstatuten und ein Anschlussvertrag zur Abstimmung. 
Im Juni wurde zudem - zum letzten Mal von der Gemeindeversammlung - über 5 
Einbürgerungen beschlossen. Den Traktanden entsprechend war auch die Diskussionslust 
gering, beide Versammlungen dauerten nur etwas mehr als eine Stunde. 

 

Geänderte Gemeindeordnung 

An einer Urnenabstimmung vom 17. Mai wurde eine Änderung der Gemeindeordnung mit 
rund 85 % Ja-Stimmen angenommen. Die wichtigsten Anpassungen betreffen die Anzahl der 
Mitglieder der Schulpflege - statt neun werden ab der Amtsperiode 2010 - 2014 nur noch 
sieben Personen Einsitz in diese Behörde nehmen. 

 

Personelles/Verwaltung 

Auch im Jahr 2009 durften wir wiederum eine sehr stabile Personalsituation konstatieren. 
Engagierte und dienstleistungsorientierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auch für eine 
Gemeinde das wichtigste „Kapital“, und auf solches Personal dürfen wir uns tatsächlich 
stützen. Wir freuen uns deshalb sehr über die Konstanz in unserem Team. Verlassen haben 
uns im Berichtsjahr „nur“ der Jugendarbeiter und eine Mitarbeiterin im Bauamt. Während die 
Anstellungsgespräche im Jugendbereich kurz vor einem guten Abschluss stehen, konnte die 
Vakanz im Bauamt intern gelöst werden. Die bisherige Mitarbeiterin im Sozialamt, Lara 
Brandenberger, wechselt ins Bauamt, wo sie als frühere Gemeindeschreiberin ebenfalls 
bereits über eine gute Erfahrung verfügt. An ihrer Stelle im Sozialamt konnte mit Patricia 
Furrer eine ausgewiesene Fachfrau gefunden werden. Zudem konnten wir erfreulicherweise 
auch die bisherige bewährte Aushilfe, Helene Staub, für eine Festanstellung in einem kleinen 
Teilzeitpensum gewinnen. 



Im Hinblick auf das kommende Jahr wurde eine zusätzliche Lehrstelle in der Verwaltung 
geschaffen. In früheren Jahren hatten die engen Platzverhältnisse es jeweils nur ermöglicht, 
einen oder eine Lernende(n) anzustellen. Nach dem Umbau des Gemeindehauses ist das 
nun anders, deshalb werden wir erstmals zwei Auszubildende parallel bei uns haben. Der 
Gemeinderat will damit auch die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand betonen. In diesem 
Zusammenhang wurde auch ein neues Reglement über die Lehrlingsausbildung erlassen. 

 

In der Gemeindeverwaltung sind bald zwei Auszubildende tätig. 

 
Weniger erfreulich sind gewisse Entwicklungen, mit denen sich die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Verwaltung und auch die Behörden vermehrt konfrontiert sehen. Verbale oder 
schriftliche (Mails!) Entgleisungen, Drohungen und Gewaltbereitschaft sind leider keine 
Seltenheit mehr. Namentlich aufgrund von drei ganz konkreten Fällen von 
Gewaltandrohungen hat der Gemeinderat entschieden, für das Verwaltungspersonal und die 
Sozialbehörde ein Seminar über Gewalt resp. Gewaltprävention durchzuführen. In der 
Nachbearbeitung dieser Veranstaltung wurde auch eine „Charta“ erlassen, mit der sich die 
Gemeinde als Arbeitgeberin verpflichtet, ihr Personal vor entsprechenden Übergriffen 
möglichst zu schützen. Nebst anderen Regelungen enthält sie folgende zentrale Aussagen: 
„Die Gemeinde Lindau als öffentlich-rechtliche Institution und Arbeitgeberin zahlreicher 
Mitarbeiter akzeptiert keinerlei Drohungen und körperliche- oder verbale Gewalt, weder 
gegenüber Mitgliedern einer Behörde noch gegenüber Mitarbeitenden der Verwaltung“. Es 
wird auch festgehalten, dass ab sofort jeder Vorfall zur Anzeige gelangen wird. Da es sich 
bei Drohungen gegen Beamte um ein Offizialdelikt handelt, muss die Polizei im übrigen auch 
automatisch handeln, sobald sie davon erfährt; zudem kann eine Anzeige auch nicht mehr 
zurückgezogen werden. 

Ein immer wichtigeres Thema ist die Arbeitssicherheit. Die Gesundheit und Sicherheit der 
Arbeitnehmer ist auch für den Gemeinderat ein hohes Ziel. Bereits im Vorjahr wurde deshalb 
ein entsprechendes Leitbild verabschiedet. Während aufgrund des Gefährdungspotentials 



beim EW und im Werkhof bereits seit längerer Zeit entsprechende Massnahmen umgesetzt 
sind, wurden solche für die Verwaltung, die Abwarte und für das Schwimmbad (für das eben 
erst das entsprechende Handbuch erschienen ist) im Berichtsjahr in Angriff genommen. 
Auch wenn ein Bürobetrieb wie die Gemeindeverwaltung nicht gerade als hoch gefährdet 
angesehen werden muss, ist es doch erstaunlich, auf wie viele Schwachstellen man bei 
einer seriösen Prüfung stösst. Zumindest teilweise damit in Zusammenhang steht auch eine 
beschlossene Neumöblierung der Einwohnerkontrolle. Die hier arbeitenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter verfügen nun über ergonomisch einwandfreie Arbeitsplätze. 

Ein Thema mit ebenfalls ständig wachsender Priorität ist die „IT-Sicherheit“, also die 
Sicherheit der elektronischen Datenverarbeitung. Im vergangenen Jahr wurde erstmals 
formell ein entsprechendes Konzept verabschiedet. Zudem erfolgte eine diesbezügliche 
Revision durch den Kanton, welche ein gesamthaft gutes Niveau bescheinigte. Ein interner 
Zwischenbericht ein Jahr danach wurde vom Gemeinderat nun zur Kenntnis genommen. Die 
grossen Risiken sind inzwischen abgedeckt, Detailarbeit wird aber auch in Zukunft noch 
notwendig bleiben. Überhaupt bleibt anzufügen, dass sich die EDV, so hilfreich sie zuweilen 
auch sein mag, zu einem enormen Kostenfaktor entwickelt hat. 

 

Kulturelles 

Das Highlight im kulturellen Bereich war sicher die Wiedereröffnung der Gemeindebibliothek. 
Nach dem Um- und Erweiterungsbau (die bisherigen Büros des Betreibungsamtes konnten 
neu der Bibliothek zur Verfügung gestellt werden) wirken die Räume hell und einladend - so 
richtig zum „Schmökern“. Mit der Neueröffnung wurden auch die Anstellungsbedingungen 
des Personals auf eine moderne Basis gestellt, ferner wurden die Gebühren in Teilen 
moderat angepasst. Und nicht zuletzt konnte auch das Budget für Neuanschaffungen auf ein 
etwas höheres, mit ähnlich gelagerten Gemeinden vergleichbares Niveau angehoben 
werden. 

 

Einladend nach Umbau: die Bibliothek in Lindau. 



Stolz sind wir ein wenig darauf, dass das Gemeindehaus bis auf Weiteres auch eine 
Kunstgalerie ist. Im ersten Stock wird seit anfangs Oktober eine Wand jeweils lokalen 
Künstlern für 4 Monate als Ausstellungsfläche zur Verfügung gestellt. Auf einen 
entsprechenden Aufruf im „Lindauer“ meldeten sich 14 Künstlerinnen und Künstler, so dass 
der Platz auf Jahre hinaus belegt sein wird. Das Los bestimmte die zeitliche Abfolge. Der 
Beginn mit den Bildern von Tanja Meier-Maag war jedenfalls vielversprechend. 

Ein sehr vielfältiges Programm an kulturellen Aktivitäten bot wiederum das Forum Lindau an; 
ein nicht zu unterschätzender Beitrag an das kulturelle Leben in unserer Gemeinde. Gleiches 
gilt für die Aktivitäten von „Lindau lebt“. Und schliesslich sei für einmal auch die stille Arbeit 
der Redaktionskommission des „Lindauer“ erwähnt. Ohne den grossen und zuverlässigen 
Einsatz dieses reinen Frauenteams hätten Sie nicht Monat für Monat unser Mitteilungsblatt in 
den Händen. 

 

Jugend 

Die Jugendkommission kann auf ein erfolgreiches erstes Halbjahr 2009 zurückblicken. 
Leider hat uns Mitte Jahr unser langjähriger Jugendarbeiter verlassen um sich einer neuen 
Herausforderung zu stellen. Die Neubesetzung der Stelle gibt der Jugendkommission die 
Gelegenheit, das bestehende Jugendkonzept zu überdenken und wo notwendig 
anzupassen. Durch den Weggang des Jugendarbeiters lief die zweite Jahreshälfte dann 
etwas auf Sparflamme. Dennoch konnten gesamthaft viele Projekte realisiert und die 
festgelegten Jahresziele weitgehend erreicht werden. Es wurde erneut ein Seminar für die 
pädagogische Ausbildung von Jugendtrainerinnen und Jugendtrainer organisiert. Auch das 
Herbstprogramm 2009 war wiederum ein voller Erfolg! Dank der Mithilfe zahlreicher 
ortsansässiger Vereine, konnte den Kindern und Jugendlichen auch in diesem Jahr wieder 
ein abwechslungsreiches Programm geboten werden.  
 
 

Fluglärm 

Ein überaus negativer Dauerbrenner ist der Fluglärm. Der „SIL-Prozess“ befindet sich auf der 
Zielgeraden. Die drei noch weiter verfolgten Betriebsvarianten für den Flughafen verheissen 
nichts Gutes für unsere Gemeinde, auch darum, weil zwei davon ohne deutsche 
Zustimmung gar nicht möglich sind. 

Hängig sind auch nach wie vor die von rund 200 Hauseigentümern eingereichten 
Entschädigungsforderungen. Inzwischen hat zwar das Bundesverwaltungsgericht 
festgestellt, dass der von der Vorinstanz angenommene Stichtag nicht auf das Jahr 1961 
(sondern auf den 13.5.2000) gelegt werden darf. Der Entscheid wurde aber angefochten und 
das Bundesgericht wird sich dazu nun abschliessend zu äussern haben. Aufgrund dieses 
langen Verfahrens mussten die Grundeigentümer nochmals mit Fr. 150.-- an den 
anfallenden Kosten beteiligt werden. Die Gemeinde selbst hat von den schon aufgelaufenen 
und nicht gedeckten Kosten Fr. 11'700.-- übernommen. 

Einen Betrag von Fr. 20'000.-- hat der Gemeinderat für eine Werbekampagne bewilligt. 
Voraussichtlich im Jahr 2011 wird die wegweisende Abstimmung über die „Behördeninitiative 
II“ erfolgen, welche einen Verzicht auf Neu- und Ausbauten von Pisten am Flughafen Zürich 
fordert. Die Initiative, die vom Gemeinderat befürwortet wird, wurde im Berichtsjahr zwar vom 
Kantonsrat gutgeheissen, doch wurde dagegen, namentlich vom „Süden“, das Referendum 
ergriffen. Weil dabei gleichzeitig ein Gegenvorschlag eingebracht wurde, dieser aber 
juristisch umstritten ist und als teilweise ungültig erklärt wurde, verzögert sich die 
Abstimmung. Der gesprochene Betrag wird zu gegebener Zeit als Beitrag unserer Gemeinde 
an einen gemeinsamen Abstimmungskampf der Befürworter verwendet. 

 



Einbürgerungen 

Im Jahr 2009 wurden 19 Personen / Familien in das Bürgerrecht der Gemeinde Lindau 
aufgenommen. Zudem wurden im letzten Jahr zwei Einbürgerungsgesuche aufgrund 
mangelnder Integration in die schweizerischen Verhältnisse abgelehnt, wobei ein Rekurs 
dagegen noch beim Bezirksrat hängig ist. Zudem erlebten wir einen Fall, in dem die 
Gemeinde dem Kanton Antrag auf Ablehnung stellte, dieser dann aber problemlos 
einbürgerte. Im Einbürgerungsverfahren hat sich aufgrund der am 17. Mai 2009 genehmigten 
Teilrevision der Gemeinderordnung eine Änderung ergeben: Neu ist der Gemeinderat für die 
Erteilung des Gemeindebürgerrechtes abschliessend zuständig. Ferner wurde ein neuer 
Leitfaden für das Einbürgerungsverfahren erlassen. 
 

Wahlbüro/Wahlen 

Für das Wahlbüro war 2009 ein relativ beschauliches Jahr. An der Urne für eine weitere 
Amtsdauer bis ins Jahr 2015 wiedergewählt wurde unser Friedensrichter Hugo Bühlmann 
aus Lindau. In stiller Wahl konnte mit Patricia Gadient-Dietschi aus Winterberg ein neues 
Mitglied für die Sozialbehörde bestimmt werden. Diese Wahl war durch den vorzeitigen 
Rücktritt von Annemarie Siegrist notwendig geworden, welche - angesichts vieler 
abzusehender Rücktritte am Ende der Amtsperiode - mit diesem Schritt einen idealen 
Behördenwechsel im Jahr 2010 ermöglicht hat. 

Ansonsten standen - nebst der schon erwähnten Abstimmung über die Gemeindeordnung - 
lediglich die kantonalen und eidgenössischen Geschäft zum Auszählen an. Erwähnenswert 
ist allerdings, dass am 29. November, wohl wegen der Vorlage zur „Minarett-Initiative“, für 
einmal die stolze Zahl von 60 % Stimmbeteiligung erreicht wurde. Eine Notiz wert ist auch 
die Tatsache, dass die im Kanton seit kurzem möglichen Abstimmung mit Varianten dem 
Wahlbüro erhebliche Mehrarbeit bescheren - die Wahlzettel müssen nämlich in drei 
verschiedenen Arbeitsschritten ausgezählt werden. 

Im Hinblick auf das kommende Jahr beschloss der Gemeinderat eine Einschränkung der 
Urnenöffnungszeiten. Die Nutzung der Urnen an Samstagen und Sonntagen geht aufgrund 
der Möglichkeit zur brieflichen Stimmabgabe ständig zurück. Es kam an einem 
Urnenstandort vor, dass samstags nur noch 10 Stimmrechtsausweise eingebracht wurden. 
Aus diesem Grund bleiben die Urnen samstags künftig geschlossen. Die Sonntagsöffnung 
wird aber wie gehabt in allen 4 Dörfern wie bisher beibehalten. 

 

Standortmarketing 

Der Gemeinderat hat beschlossen, dass unsere Gemeinde Mitglied der Organisation 
„Standortmarketing Region Winterthur“ wird. Diese ursprünglich auf die Stadt fokussierte 
Wirtschaftsförderungsstelle hat ihr Tätigkeitsgebiet in den letzten Jahren auf die 
umliegenden Gemeinden ausgeweitet. Dies nicht zuletzt aufgrund der Erkenntnis, dass 
Standortförderung nur in einem grösseren Verbund erfolgreich betrieben werden kann. 

Im Juli wurde in Frauenfeld der „Verein Metropolitanraum Zürich“ gegründet. In diesem 
Verein sind Kantone, Städte und Gemeinden des weiteren Wirtschaftsgrossraums Zürich 
zusammengeschlossen. Zweck dieser Organisation soll die Förderung der Zusammenarbeit 
und die Interessenvertretung sein. Der Gemeinderat hat beschossen, dem Verein ebenfalls 
beizutreten. Er hat allerdings entschieden, dass dieser Entscheid in fünf Jahren bewusst 
nochmals überprüft werden soll, wenn die Arbeitsweise und die Erfolge beurteilt werden 
können. 

 

 

 



Vernehmlassungen 

Sehr oft war die Gemeinde auch eingeladen, zu vorgesehenen Gesetzesänderungen oder 
neuen Verordnungen Stellung zu nehmen. Hier können wir uns glücklicherweise fast immer 
auf eine sachliche Vorarbeit der kantonalen Verbände (Gemeindepräsidenten und 
Verwaltungskader) abstützen. Dennoch ist eine intensive Auseinandersetzung mit den 
Geschäften wichtig, weil in den Vorlagen des Kantons nicht selten der Praxisbezug etwas zu 
wünschen übrig lässt. Die Vernehmlassungen sind jeweils eine wichtige Gelegenheit, auf 
entsprechende Korrekturen zu pochen - hin und wieder sogar mit Erfolg. 

 

Projekt „Energiestadt“ 

Der Gemeinderat hat im Berichtsjahr - bereits vor dem Klimagipfel in Kopenhagen - 
entschieden, dass Lindau den Weg zur „Energiestadt“ einschlagen soll. Das Label 
Energiestadt ist eine Auszeichnung des Bundesamtes für Energie und des Trägervereins 
Label Energiestadt und wird jenen Gemeinden verliehen, die ausgesuchte energiepolitische 
Massnahmen realisiert oder beschlossen haben. Das Label ist Leistungsausweis für eine 
konsequente und ergebnisorientierte Energiepolitik. Energiestädte fördern erneuerbare 
Energien, umweltverträgliche Mobilität und setzen auf eine effiziente Nutzung der 
Ressourcen. Energiestadt ist ein Paradebeispiel dafür, wie mit verantwortungsvollem 
Handeln die Lebensqualität gesteigert und das Klima geschützt wird. Das Label Energiestadt 
ist eine Erfolgsgeschichte: Von Aadorf bis Zürich, von der Romandie über die 
Deutschschweiz bis ins Tessin werden die Massnahmen und Ideen von Energiestadt täglich 
mit Gewinn umgesetzt. Bis Mitte 2009 wurde das Label Energiestadt an über 180 Schweizer 
Gemeinden mit insgesamt 3 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern verliehen. Das 
Markenzeichen ist in vier Landessprachen und in den meisten Ländern Europas eingetragen. 

Vorerst wird nun eine Bestandesaufnahme vorgenommen in der aufgezeigt wird, wo wir 
heute stehen. In einer zweiten Phase soll dann ein Massnahmenkatalog erstellt werden, mit 
dem die Gemeinde möglichst das Label erlangen kann.  

 

 

Schule  

Ein erneut sehr arbeitsintensives, aber auch erfolgreiches Jahr liegt hinter uns. Erfolgreich 
darum, weil es gelungen ist, die Probleme die anstanden zu lösen und Fortschritte in 
zahlreichen Bereichen erzielt werden konnten. Dies alles dank dem grossen Einsatz aller am 
Schulbetrieb Beteiligten. Vielen herzlichen Dank! 

Für die Schulpflege standen neben den üblichen Geschäften, vor allem die Einführung der 
Schulsozialarbeit, die Neubesetzung der Schulleiterstelle in Grafstal, die letzten 
Umsetzungsschritte im Bereich der integrativen Förderung und die Neuorganisation der 
Schulpflege in Bezug auf das anstehende Wahljahr im Mittelpunkt. Auf die Ersatzwahl in der 
Schulpflege konnte letztendlich aufgrund der bereits revidierten Gemeindeordnung und im 
Hinblick auf die Neuwahlen verzichtet werden. Wir freuen uns, dass für die nächste 
Legislaturperiode fünf der amtierenden Schulpflegemitglieder zur Wiederwahl antreten 
werden.  

Nach nur drei Jahren musste per August 2009 die Schulleiterstelle für die Sekundarschule 
Grafstal neu besetzt werden. Otto Schlosser entschloss sich, eine neue berufliche 
Herausforderung anzunehmen. Mit Daniela Rust Schwander durften wir anfangs Schuljahr 
die neue Schulleiterin in Grafstal willkommen heissen. Durch die Neubesetzung der Stelle 
wurden auch die Schulleiteraufgaben etwas neu strukturiert. Daniela Rust Schwander 
übernahm zusätzlich zu ihren Aufgaben auf der Sekundarstufe auch einige 
Personalführungsaufgaben auf der Primarstufe. 



Für die Personalverantwortlichen stand 2009 einmal mehr sehr viel Arbeit an. Diverse 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus allen Stufen haben die Schule Lindau altershalber, 
zwecks Weiterbildung, aus familiären oder krankheitsbedingten Gründen verlassen. 
Ebenfalls mussten durch die Einführung der Sonderpädagogischen Massnahmen zusätzliche 
Förderlehrpersonen gesucht und gefunden werden. Wir können uns glücklich schätzen, dass 
es den Verantwortlichen immer wieder gelungen ist, sämtliche Vakanzen zu besetzen. 

Im Bereich Schüler stand schon ziemlich früh fest, dass sich die Anzahl der Schülerinnen 
und Schüler auf ähnlich hohem Niveau wie im Vorjahr bewegen würde. Schulhaus- und 
Klassenzuteilungen liessen sich jedoch ohne grössere Schwierigkeiten gemäss den 
geltenden Richtlinien vornehmen. Die nach wie vor grossen Klassen konnten durch das 
Einsetzen weiterer Vollzeiteinheiten entlastet werden. Dadurch sind die Raumkapazitäten in 
den einzelnen Schulhäusern jedoch nahezu erschöpft. Eine eigentliche Trendwende ist auch 
in den nächsten Jahren nicht zu erwarten und das Thema Schulraum wird einige kreative 
Lösungen erfordern. Leider lässt vor allem in diesem Punkt die Finanzsituation der 
Gemeinde keine hochfliegenden oder überstürzten Projekte zu. 

Eine Bereicherung des schulischen Alltages waren sicher auch im vergangenen Jahr die 
vielen Aktivitäten wie Projektwochen, Abfallolympiade, Lager, Exkursionen, Schulreisen, 
Spezial-Workshops und Sportanlässe aller Art. Mit Genugtuung kann auch berichtet werden, 
dass einmal mehr sämtliche Schulabgänger der Sekundarklassen eine passende 
Anschlusslösung gefunden haben. 

 

 

Fröhliche Gesichter während einer Veranstaltung 

 

Mit der Einführung der Sonderpädagogischen Massnahmen per Schuljahr 2009/10 konnte 
auch der letzte Umsetzungsschritt verwirklicht werden. Das der integrativen Förderung 
zugrunde liegende theoretische Konzept muss sich nun in der Praxis bewähren und erfordert 
von allen Beteiligen ein Umdenken im Bereich Planung, Klassenführung, 
Unterrichtsgestaltung, Zusammenarbeit und Weiterbildung. 



Inzwischen institutionalisiert haben sich auch die Elternmitwirkung „SCHUELZYT“ sowie die 
Schülermitwirkung in den einzelnen Klassen und Schulhäusern. 

Mit Stolz dürfen wir sagen, dass es uns mit dem Erreichen obenerwähnter Ziele gelungen ist, 
innerhalb der letzten drei Jahre, sämtliche Vorgaben des neuen Volksschulgesetzes 
fristgerecht umzusetzen. Es wird sich zeigen wo noch Schwachstellen liegen und allenfalls 
Anpassungen vorgenommen werden müssen. 

Auch mit der Einführung der Schulsozialarbeit wurde ein Meilenstein gesetzt. Dank der 
Zustimmung der Stimmbürger konnte im August 2009 mit der Schulsozialarbeit gestartet 
werden. Mit Patricia Bernardi und Thomas Schiess ist es uns gelungen, zwei kompetente 
und erfahrene Mitarbeiter zu rekrutieren. Bereits nach wenigen Monaten kann von einem 
Erfolg gesprochen werden. Schüler, Lehrpersonen, Eltern und Behörden haben ihre 
Ansprechpartner vor Ort, die rasch und unkompliziert Hilfestellung leisten können und 
deshalb Entlastung bringen. 

Auf Trab hielt uns wie Sie wissen auch die „Schweinegrippe“. Anfangs Schuljahr mussten auf 
Anordnung des Kantonalen Schulärztlichen Dienstes verschiedene Massnahmen zur 
Vorbeugung gegen die Pandemie durchgeführt werden. Diese Massnahmen und 
Hygienevorschriften haben sicher dazu beigetragen, dass bei uns der „Supergau“ ausblieb. 
Zwar hatten wir viele kranke Schülerinnen und Schüler, vor allem gegen Ende Jahr, 
Kenntnisse von bestätigten Schweinegrippefällen haben wir jedoch nicht. Auch die 
kurzfristige eintägige Schliessung des Schulhauses Bachwis war nicht auf die pandemische 
Grippe, sondern auf verschiedene andere Erkrankungen von Lehrpersonen zurückzuführen. 

Der von der Bildungsdirektion vorgegebene Reformprozess wird uns sicher auch in Zukunft 
begleiten. Stellen wir uns also gemeinsam den Herausforderungen für eine neuzeitliche 
Schule! 

 

Soziales 

Auch dieses Jahr sind die Aufwendungen im Sozialbereich gegenüber dem Vorjahr wieder 
leicht gesunken. Einerseits erhielten Sozialhilfebezüger nach zum Teil sehr langen 
Wartezeiten eine Rente von der Invalidenversicherung andererseits konnten Leute während 
der Begleitung durch das Arbeitsprojekt „Integro“ eine Arbeitsstelle finden. Das durch das 
Schweizerische Arbeiterhilfswerk geführte Programm ist sehr erfolgreich, allerdings wird 
auch diese Arbeit durch die Wirtschaftskrise schwieriger. Aufgrund zweijähriger Erfahrungen 
musste auch der bestehende Vertag angepasst werden, weil die Fixkosten höher lagen als 
angenommen, der Gemeinderat hat hierfür einen Nachtragskredit von Fr. 8'000.-- p.a. 
bewilligt. 
Nach wie vor sind die Motive einer Anmeldung beim Sozialamt Hilfsbedürftigkeit 
Arbeitslosigkeit, zu niedriges Einkommen sowie gesundheitliche, suchtbedingte, persönliche 
oder auch familiäre Schwierigkeiten. Ebenfalls ist es für Arbeitsuchende spätestens ab dem 
50. Altersjahr ausserordentlich schwierig, nach einer längeren Phase der Arbeitslosigkeit den 
Einstieg in den Berufsalltag zu finden. 
Insgesamt ist es gelungen 18 Fälle von der Sozialhilfe wegzuführen. Dem stehen 17 
Neuanmeldungen gegenüber, so dass per Stichtag Ende Jahr 43 Fälle vom Sozialamt 
betreut wurden. Die gesamten Kosten für die Sozialhilfe betrugen brutto Fr. 747'400.--. Damit 
liegen die Ausgaben um Fr. 112'600.-- unter dem Vorjahr. Dies entspricht einer Abnahme 
von ca. 12 %.  
Die Zahl der geführten vormundschaftlichen Massnahmen (Beistandschaften, Beiratschaften 
und Vormundschaften) nahm per Ende 2009 ab, dies vor allem im Bereich der 
Beistandschaften und Vormundschaften für ältere Personen. Kindesschutzmassnahmen 
wurden ebenfalls wieder angeordnet, auch diese nicht im Ausmass wie letztes Jahr. Die 
Zusammenarbeit zwischen der Sozialbehörde und der Amtsvormundschaft des Bezirks 



Pfäffikon war auch im 2009 sehr gut. Beide Gremien legen grossen Wert auf guten Kontakt 
zwischen Vormund/Beirat/Beistand und den betreuten Personen.  
 

Kinderhaus ZicZac 

Überaus erfreulich verlief das Jahr für das Kinderhaus ZicZac, in dem die Kindertagesstätte 
und der Kinderhort vereint sind. Die Belegung war sehr gut und der Jahresabschluss 
überaus erfreulich. Noch nie musste bisher die von der Gemeindeversammlung gesprochene 
Defizitgarantie in Anspruch genommen werden. Allerdings sind die guten Resultate zum Teil 
auch dank dem Eingang von Bundessubventionen entstanden, welche künftig wegfallen 
werden. 

 

Beiträge 

Das Unterbringen von erwachsenen Menschen mit einer geistigen Behinderung ist immer 
eine schwierige Aufgabe - auch in räumlicher Hinsicht. Das „Werkheim Uster“ nimmt deshalb 
eine für die Region wichtige Funktion ein, haben doch rund 175 Personen dort eine würdige 
Bleibe gefunden - drei davon aus unserer Gemeinde. Aus diesem Grund wurde ein Beitrag 
von Fr. 15'000.-- für eine Sanierung und Erweiterung des Werkheims bewilligt. 

 

 

Finanzen/Liegenschaften/Sport  

Finanzen 

Wie üblich kann aus terminlichen Gründen im Jahresbericht über das Jahr 2009 lediglich 
über den Rechnungsabschluss des Jahres 2008 berichtet werden. Dieser Abschluss war in 
reinen Zahlen betrachtet sehr erfolgreich, konnte doch endlich wieder einmal ein 
Ertragüberschuss ausgewiesen werden. Während im Voranschlag noch von einem 
Aufwandüberschuss von Fr. 1'001'400.-- ausgegangen wurde, konnte tatsächlich ein um Fr. 
2'367'617.-- besseres Resultat verbucht werden - ein Ertragsüberschuss von Fr. 1'366'217.--. 
So erfreulich dieser Abschluss ist, so sehr muss er relativiert werden. Er enthält nämlich, vor 
allem bei den Steuern, hohe Einnahmen, die leider nur einmalig anfallen. Zudem muss für 
die kommenden Jahre mit sinkenden Einnahmen aus den Grundsteuern sowie höheren 
Ausgaben in der Sozialen Wohlfahrt und der Gesundheit gerechnet werden. Zusammen mit 
aktuell hohen, bereits früher beschlossenen Investitionen sieht die finanzielle Zukunft 
deshalb nicht rosig aus. Immerhin dürfte der Abschluss für das Jahr 2009 nach aktuellem 
Wissensstand nochmals akzeptabel ausfallen. 

 

Revision der Gemeindebuchhaltung 

Einmal mehr durfte auch erfreut zur Kenntnis genommen werden, dass die Revisionsberichte 
des Kantons eine einwandfreie Führung der Bücher bestätigten. In Zukunft werden diese 
Revisionen indessen nicht mehr vom Kanton durchgeführt werden. RPK und Gemeinderat 
haben gemeinsam entschieden, den entsprechenden Auftrag an ein privates 
Revisionsunternehmen zu vergeben. Hintergrund dieses Entscheides war eine vom 
Regierungsrat - gegen den Widerstand vieler Gemeinden - beschlossene Änderung einer 
Verordnung. Gemäss neuer Vorschrift darf nämlich - vereinfacht festgehalten - nicht mehr 
die RPK allein die Jahresrechnung prüfen, vielmehr ist hierfür ein externer Fachmann 
beizuziehen. Dass damit auch Mehrkosten entstehen, versteht sich von selbst. 

 



Steuern 

Ein beträchtlicher Teil der Arbeit in unserem Steueramt besteht auch darin, die fälligen 
Zahlungen einzutreiben. Auch bei den Steuern macht die sinkende Zahlungsmoral keinen 
Halt. Zuweilen erhalten wir Gesuche um einen Steuererlass, über die abschliessend der 
Gemeinderat entscheiden muss. Im Berichtsjahr gingen drei solche Begehren ein, und alle 
mussten abgelehnt werden. Die gesetzlichen Anforderungen für einen endgültigen Erlass 
liegen eben sehr hoch. 

Beim Steuerertrag konnte im Jahr 2009 bezogen auf das Budget eine „Punktlandung“ 
verzeichnet werden. Der Steuerertrag im Rechnungsjahr lag mit Fr. 12'979'003.-- praktisch 
auf der im Voranschlag angenommenen Höhe. Deutlich über dem Budget liegen 
erfreulicherweise die Mehrerträge aus den Vorjahren (+ Fr. 707'000.-- gegenüber Budget). 
Und auch bei den Grundsteuern konnte ein leicht besseres Resultat verbucht werden (+ Fr. 
167'000.--) - dies, obwohl das Budgetziel mit Fr. 1'300'000.-- bereits ehrgeizig gesteckt war. 

 

Internes Kontrollsystem 

Der Gemeinderat hat entschieden, ein Internes Kontroll-System (IKS) aufzubauen. Ein 
solches ist zwar gesetzlich für Gemeinden noch nicht vorgeschrieben, erscheint aber - auch 
mit Seitenblick auf die Privatwirtschaft - als notwendig. Nicht zuletzt können damit auf 
mittlere Frist auch die Revisionskosten tief gehalten werden. Es ist vorgesehen, den Aufbau 
des IKS verwaltungsintern auszuführen, d.h. keinen teuren externen Berater beizuziehen. 
Deshalb wurde dafür eine entsprechende Schulung des Personals durchgeführt. Als Basis 
für die Arbeit dient zudem ein Musterordner des Branchenverbandes der 
Verwaltungsangestellten (VZGV), der zum Preis von Fr. 1'900.-- erworben wurde. Dass ein 
solches Kontrollsystem wichtig ist, musste gerade im Berichtsjahr erfahren werden. 
Verwaltungsintern wurde nämlich festgestellt, dass in einem weiter zurückliegenden Jahr 
Anschlussgebühren unkorrekt veranlagt wurden - was mit einem funktionierenden IKS nicht 
vorgekommen wäre. Die entsprechenden Gebühren mussten nachveranlagt werden, ein 
darauf erhobener Rekurs ist zur Zeit in zweiter Instanz noch hängig. 

 

Liegenschaften 

Infolge der Einführung der Schulsozialarbeit mussten zwei neue Büroräumlichkeiten 
eingerichtet werden. Die entsprechenden Umbauarbeiten kosteten Fr. 22'000.--. Für eine 
Einzäunung des Kindergartens Bachwis wurde ein Kredit von Fr. 15'000.-- gesprochen. Eine 
solche wurde aufgrund des „integrativen Unterrichtes“ notwendig, macht aber aus 
Sicherheitsgründen auch ganz allgemein Sinn. Beim Kindergarten in Lindau wiederum 
wurden für Fr. 25'000.-- diverse Aussenarbeiten ausgeführt, beispielsweise verfügt die 
Anlage nun über einen behindertengerechten Zugang. Im Rahmen des regelmässigen 
Werterhaltes von Liegenschaften konnten im alten Schulhaus Winterberg diverse 
Sanierungen durchgeführt werden, namentlich in Küchen und Bädern. Hierfür war ein Kredit 
von Fr. 83'000.-- notwendig. 

Um- und ausgebaut wurde die Bibliothek in Lindau, siehe dazu auch den Bericht im Teil 
„Kultur“. Der hierfür notwendige Kredit betrug Fr. 92'300.--. Im alten Schulhaus Lindau wurde 
die Heizung aus dem Jahre 1986 ersetzt. Im Chinderhuus ZicZac müssen zwischenzeitlich 
an bestimmten Tagen über 40 Mahlzeiten gekocht werden. Da die bestehende Küche diesen 
Anforderungen nicht mehr genügt hat, wurde die Küche mit einem zusätzlichen Kochfeld und 
einem Ofen ausgestattet. Ebenfalls wurde eine weitere Ablagefläche geschaffen, um die 
Küchenarbeit zu erleichtern. Der Garten war mit bis zu 37 zu betreuenden Kindern zu klein. 
Damit die Kinder wieder ausgiebig herumtollen können, wurde ein Teil der Parzelle Kat.-Nr. 
1046 eingezäunt. Infolge einer Brandschutzkontrolle mussten in den einzelnen Schulhäusern 
diverse ziemlich teure brandschutztechnische Massnahmen im Interesse der Sicherheit 
getroffen werden. 



Im Jahr 2008 hatte die Gemeindeversammlung beschlossen, die Liegenschaft „Linde“ an der 
Tagelswangerstrasse 4 in Lindau zu verkaufen. Nach einer entsprechenden Ausschreibung 
konnte die Liegenschaft tatsächlich verkauft werden. Der Erlös lag dabei leicht über dem 
festgelegten Mindestverkaufspreis. Erfreulicherweise traten als Käufer zwei Einheimische 
auf. 

 

Die „Linde“ gehört seit 2009 nicht mehr der Gemeinde. 

 

 

Sport 

Auch an den Sportanlagen geht der „Zahn der Zeit“ nicht spurlos vorüber. Beim 
Pistolenschützenstand mussten deshalb dringend Betonstützpfeiler saniert werden. Der 
Gemeinderat genehmigte dafür einen Kredit von Fr. 6'000.-- für das notwendige Material. 
Ausgeführt wurden die Arbeiten in Frondienst durch die Mitglieder des 
Pistolenschützenvereins. 

Im Schwimmbad durften wir uns über eine erfolgreiche Saison freuen. Obwohl das Wetter 
nicht immer ideal war, konnten viele Besucher registriert werden. Das neue Bademeister-
Duo harmonierte sehr gut und sorgte für einen tadellosen Zustand der Anlagen. 
Erfreulicherweise mussten in der ganzen Saison keine gravierenden Unfälle verzeichnet 
werden. In guter Erinnerung bleiben wird auch das Fest vom 16. August zum 70-jährigen 
Badijubiläum. 



 

Das Schwimmbad verzeichnete eine gute Saison. 

 

Die Schüler der höheren Fachschule Agrotechniker am Strickhof haben in früheren Jahren 
schon mehrmals Projekte ausgeführt, welche die Attraktivität unserer Gemeinde erhöhten. 
So gehen die Finnenbahn und der Vitaparcours auf die Initiative früherer Klassen zurück. Im 
Berichtsjahr realisierten die Absolventen ein neues Beachvolleyballfeld auf dem Areal des 
Strickhofs. Als Zeichen der Anerkennung wurde ein Sponsoringbeitrag von Fr. 1'000.-- 
gesprochen. 

 

Stiftungsaufsicht 

Alle Stiftungen unterstehen gemäss geltendem Recht der Aufsicht durch eine öffentlich-
rechtliche Instanz. Die Zuständigkeit richtet sich dabei nach dem Stiftungszweck resp. dem 
Tätigkeitsgebiet. Für eine „nur“ auf unserem Gemeindegebiet tätige Organisation liegt die 
Aufsicht deshalb beim Gemeinderat; er hat die entsprechende Jahresrechnung der Stiftung 
für Hauspflege ohne Kommentar abgenommen. 

 

 

Hochbau und Planung  

Baukommission 
An 11 Sitzungen hat die Baukommission im vergangenen Jahr kleinere und grössere 
Bauprojekte behandelt. Dabei sind 44 Beschlüsse gefasst und über weitere 24 Geschäfte ist 
beraten worden. Insgesamt 177 Verfügungen und Schreiben (Baurechtsentscheide, 



Bewilligungen für den Baubeginn, Rohbau-, Bezugs- und Schlusskontrollen, 
Kanalisationsbewilligungen usw.) sind im Sinne von Kenntnisnahmen verabschiedet worden. 
Eine Bauausschreibung oder Baubewilligung für die Erstellung einer Mobilfunk-
Antennenanlage sorgt immer wieder für Diskussionen. Der Gemeinde bleibt kaum 
Handlungsspielraum. Wie sieht die Rechtspraxis aus? Die Antwort gleich vorweg: Werden 
die in der Verordnung über den Schutz von nichtionisierender Strahlung (NISV) 
vorgegebenen Grenzwerte eingehalten und gerät die geplante Mobilfunk-Antennenanlage 
nicht in Konflikt mit dem Ortsbildschutz, so kann die Anlage in der Regel erstellt werden. Die 
Gemeinde hat in diesem Falle kaum eine weitere Handhabe, um eine Bewilligung zu 
verweigern. Der Erlass von Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner 
natürlichen Umwelt vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen obliegt dem Bund (Art. 74 
Bundesverfassung). Von dieser Kompetenz hat er – gerade im Bereich der 
nichtionisierenden Strahlung – umfassend Gebrauch gemacht. In der NISV wurden sowohl 
Immissionsgrenzwerte als auch Anlagegrenzwerte definiert, die keine schärferen oder 
milderen Vorschriften zulassen. Ein „Moratorium“ (Aufschub) durch kommunale 
Baubehörden zur Behandlung von Baugesuchen – begründet mit Zweifeln am Genügen der 
Schutzvorschriften – verletzt das Verbot der Rechtsverzögerung; sind die Voraussetzungen 
für die Erteilung einer Baubewilligung erfüllt, verletzt also die Nichterteilung der Bewilligung 
das Verbot der Rechtsverweigerung. Denken Sie daran… Die Strahlung von 
Mobilfunkanlagen kann für sensible Menschen eine Belastung darstellen. Aber auch 
Sendeanlagen für Radio, Fernsehen und Radar senden eine Strahlung aus. Sie sind seit 
Jahrzehnten in Betrieb, unterliegen jedoch erst seit der NISV verbindlichen Grenzwerten. 
Zudem verursachen hausinterne Quellen wie zum Beispiel Elektrogeräte, Kochherde, 
Schnurlostelefone usw. elektromagnetische Felder, die in den meisten Fällen bedeutender 
sind, als die externen Felder. 
Bauten und Anlagen einer Arealüberbauung sowie deren Umschwung müssen besonders 
gut gestaltet sowie zweckmässig ausgestattet und ausgerüstet sein (§ 71 Abs. 1 Planungs- 
und Baugesetz). Als „Gegenleistung“ kann dafür oft die Baumassenziffer erhöht werden. 
Überbauungen mit einem solchen Bonus werden in der Regel im Grundbuch mit einem 
„Arealüberbauungsrevers“ versehen. Mit diesem „Einfrieren“ sollen bauliche Veränderungen 
zu einem späteren Zeitpunkt besser kontrollierbar gemacht und insbesondere gestalterische 
Auswüchse verhindert werden. Oftmals möchten einzelne Grund- oder Stockwerkeigentümer 
im Nachhinein Verglasungen, Witterungsschütze, Wintergärten usw. erstellen. Meist sind 
dies völlig unterschiedliche Varianten, welche weder untereinander korrespondieren, noch 
sich in die Arealüberbauung gut integrieren lassen. Eine gute Gesamtwirkung, wie dies 
gemäss den erhöhten Anforderungen verlangt wird, ist somit nicht mehr gegeben. Welchen 
Status muss denn nun ein Bauvorhaben aufweisen, damit es die Anforderungen einer 
Gesamtbetrachtung einhalten muss, oder anderenfalls als Einzellösung oder Variante für 
einzelne Gebäude abgehandelt werden kann? In vereinzelten Gemeinden werden 
Einzellösungen oder Varianten für einzelne Gebäude einer gesamten Überbauung 
grundsätzlich nicht mehr toleriert. In diesen Gemeinden muss der erste Gesuchsteller „in den 
sauren Apfel beissen“ und zusammen mit den beteiligten Eigentümern ein Gesamtkonzept 
über die ganze Überbauung einzureichen. Dieses Konzept muss wiederum die Kriterien an 
Arealüberbauungen erfüllen. Die Baukommission Lindau hat sich im Sinn eines 
Grundsatzentscheids für eine weniger strenge Handhabung ausgesprochen, ist doch der 
erwähnte Status solcher Bauvorhaben bezüglich Anforderungen innerhalb der 
Arealüberbauung nicht schon zum voraus festgelegt worden, sondern er wird jeweils im 
Einzelfall beurteilt. 
 
Baubewilligungsverfahren 
Gesamthaft sind beim Bauamt Lindau 67 Baugesuche mit einer Bausumme von 20.7 Mio. 
Franken eingegangen. Im Berichtsjahr sind 72 Baubewilligungen erteilt worden. 32 
Bewilligungen sind im ordentlichen Baubewilligungsverfahren (mit öffentlicher 
Bekanntmachung), deren 40 im Anzeigeverfahren (ohne Bekanntmachung) behandelt 
worden. Nach Eintreten der Rechtskraft können somit auf dem Gemeindegebiet Lindau u. a. 



6 neue Mehrfamilienhäuser mit total 44 Wohnungen und im Rahmen von 5 Umbauvorhaben 
zusätzliche 17 Wohnungen realisiert werden. Einfamilienhäuser sind im Berichtsjahr keine 
bewilligt worden. 4 Gewerbebauten, davon 1 Aufstockung eines bestehenden Gebäudes 
können ebenfalls realisiert werden. 
Von den beauftragten Fachstellen Brandschutz und Aufzugskontrolle sind 22 Bewilligungen 
für Feuerungsanlagen sowie 3 Projektbewilligungen, 3 Ausführungskontrollen sowie 14 
periodische Kontrollen für Aufzugsanlagen erteilt worden. 
 
Bautätigkeit 
Nebst einer Vielzahl von Klein- und Kleinstbauten ist im vergangenen Jahr auch an 
verschiedenen grösseren Überbauungen gearbeitet worden (teilweise schon fertiggestellt). 
Nachfolgend sind einige dieser Bauvorhaben aufgeführt: 
 
·  Einfamilienhaus mit angebautem Autounterstand/Geräteraum, In der Pünt, 

Tagelswangen 
·  Betriebsgebäude, Neustadtstrasse, Tagelswangen 
·  12 freistehende Einfamilienhäuser mit Einzel- oder Doppelgaragen, Julius Maggi-Strasse, 

Grafstal 
·  2 Mehrfamilienhäuser mit UN-Garage und Nebengebäude, Neuhofstrasse, Lindau 
·  Wiederaufbau Mehrfamilienhaus, Ausbau Dachgeschoss mit Lukarnen sowie Anbau 

Balkone, Sägissen, Kemptthal 
·  Ausbau Oekonomieteil, sowie Sonnenkollektoren und Carport, Kleinikon, Winterberg 
·  Einstell- und Lagerhalle, Lindauerstrasse, Tagelswangen 
·  Aufstockung Bürogebäude und innere Umbauten, Zürcherstrasse, Tagelswangen 
·  Gewerbegebäude mit Montagewerkstatt, Lager, Büros und UN-Garage, Neustadtstrasse, 

Tagelswangen 
·  Erweiterung Lagerhalle, Buchzelg, Tagelswangen 
 
 

Planung 

Kaum ein Bereich der Gemeinde verzeichnete ein so intensives Jahr wie die Planung. Das 
wichtigste Geschäft war sicher die Revision des kantonalen Richtplans, welche vom 
Kantonsrat am 24. November verabschiedet wurde. Unsere Gemeinde ist davon intensiv 
betroffen, weil dieser Entscheid den Weg für die Erstellung und den Betrieb einer Kiesgrube 
in Tagelswangen möglich machen soll. Der Gemeinderat hatte in diesem Geschäft immer die 
Haltung vertreten, dass eine Kiesgrube - unabhängig von weiteren flankierenden 
Forderungen - nur dann in Frage kommen könne, wenn ein Transport der Materialien per 
Bahn möglich sei. Genau diese Forderung ist aber nicht erfüllt. Zwar könnte ein 
Gleisanschluss im Moment tatsächlich erstellt werden, die SBB garantieren dessen Bestand 
aber nur bis ins Jahr 2016. Leider liessen sich im Vorfeld weder die kantonalen Amtsstellen 
noch die vorberatende Kommission des Kantonsrates von unseren Argumenten überzeugen. 
Immerhin konnte mit Ueli Annen, Illnau, ein Kantonsrat gewonnen werden, der in den 
Beratungen einen Ablehnungsantrag stellte. Leider unterlag dieser Vorstoss auch im 
Gesamtrat deutlich. Sehr enttäuscht musste auch zur Kenntnis genommen werden, dass 
sich Ueli Annen im Rat von Caroline Walker Späh noch dafür kritisieren lassen musste, den 
Antrag überhaupt eingebracht zu haben. Dieses Demokratieverständnis ist kaum 
nachvollziehbar. Nicht verständlich ist dem Gemeinderat allerdings angesichts der 
Prämissen auch der Entscheid als solches. Obwohl der Rat sich nie für eine 
„Fundamentalopposition“ entschieden hatte, beschloss er, den Fall mit einer Beschwerde 
beim Bundesgericht von der obersten Gerichtsinstanz prüfen zu lassen. Für die Exekutive 
sind einfach zu viele Ungereimtheiten vorhanden. 



 

Nach dem Willen des Kantonsrates gibt es hier bald eine Kiesgrube. 

 

Erfolgreich den Rechtsweg beschritten hatte die Gemeinde bereits im Falle der Revision der 
Bau- und Zonenordnung. An der entsprechenden Gemeindeversammlung im Jahr 2007 
wurde ein Antrag eingebracht, der für den Weiler Kleinikon weniger einschneidende 
Regelungen für die Dachgestaltung vorsah. Der Regierungsrat hatte darauf im Jahr 2008 
festgestellt, die an der Gemeindeversammlung angenommene Formulierung sei nicht 
genehmigungsfähig. RPK und Gemeinderat hatten darauf gemeinsam beschlossen, gegen 
diesen Entscheid den Rechtsweg zu beschreiten. Mit Entscheid vom 26. Februar hiess das 
Verwaltungsgericht die Beschwerde der Gemeinde vollumfänglich gut und stellte namentlich 
fest, dass die Nichtgenehmigung einen unerlaubten Eingriff des Kantons in die 
Planungsautonomie der Gemeinde darstelle. Auch wenn wir nur ungern den Rechtsweg 
beschreiten, lohnt es sich also zuweilen nur schon aus grundsätzlichen Überlegungen, für 
das Recht der Gemeinde zu kämpfen. 

Ein weiteres Thema, bei dem wir Differenzen mit dem Kanton auszutragen haben, ist die 
Frage der Überbaubarkeit der Ölwis und der Blankenwis in Winterberg. Hier hat sich das Amt 
für Raumordnung und Vermessung kritisch gegenüber einer schon an einer 
Gemeindeversammlung im Jahr 2007 beschlossenen Änderung des kommunalen 
Erschliessungsplans geäussert. Zweck dieser einstimmig beschlossenen Anpassung war, 
die im fraglichen Gebiet noch zu erstellenden Abwasserleitungen aus dem 
Erschliessungsplan zu entfernen, womit die Grundstücke als „groberschlossen“ gelten 
können. Nach langen Diskussionen musste schliesslich zuerst noch der GEP (Genereller 
Entwässerungsplan) angepasst werden. Schliesslich wurde die Änderung des 
Erschliessungsplans dann - erst anfangs 2010 - doch genehmigt. Über die Frage der 
Bebaubarkeit bestehen aber weiterhin Meinungsverschiedenheiten zwischen Kanton und 
Gemeinde. 



Seit mehr als zehn Jahren verfolgt der Gemeinderat auch das Projekt für eine Einzonung des 
Gebietes „Laubisgrüt“ in Lindau. Geplant wäre eine Gewerbezone, in der neue Unternehmen 
angesiedelt werden könnten, wobei der Schwerpunkt auf dem produzierenden Gewerbe 
liegen sollten; Verkaufsgeschäfte und reine Bürobetriebe würden ausgeschlossen. Im Jahr 
2009 konnte erstmals ein kleiner Lichtblick festgestellt werden, denn erstmals unterstützt nun 
auch die RWU (Regionalplanung Winterthur und Umgebung) unser Anliegen. Der 
Gemeinderat hofft, jetzt auch die kantonalen Stellen überzeugen zu können. 

Bereits grundsätzlich positiv steht der Kanton (Amt für Raumordnung und Vermessung, 
ARV) einer weiteren Einzonung gegenüber. Für die Schaffung von zusätzlichem Schulraum 
und für weitere öffentliche Zwecke ist geplant, nordwestlich des Schulhauses Buck in 
Tagelswangen eine Fläche der Überbaubarkeit zuzuführen. Das Geschäft befindet sich zur 
Zeit in Vorbereitung und soll noch im kommenden Jahr der Gemeindeversammlung 
unterbreitet werden. Eine - vermutlich ziemlich teure - Auflage hat das ARV allerdings bereits 
in Aussicht gestellt. Als Ersatz für die zu überbauende Fläche muss andernorts eine 
Bodenverbesserung vorgenommen werden, um die Fruchtfolgeflächen zu erhalten. Solche 
Massnahmen sind neu, das ARV vollzieht damit aber lediglich Bundesrecht, welches im 
Interesse der Landesversorgung erlassen wurde. 

 

 

Umwelt 

Neu werden auch in unserer Gemeinde die Holzheizungen bezüglich Luftreinhaltung 
kontrolliert. Der Kanton Zürich hat in Umsetzung der Luftreinhalteverordnung schon vor zwei 
Jahren beschlossen, dass auch alle Holzfeuerungen regelmässig überprüft werden müssen. 
Feuern mit Holz ist zwar CO2-neutral, kann aber zu hohen Emissionen von Feinstaub führen. 
Zudem werden solche Anlagen zuweilen leider auch zum Verbrennen von Abfällen 
missbraucht (was nebenbei gesagt eine Dummheit sondergleichen darstellt, wird doch damit 
die direkte eigene Umwelt vergiftet, da teilweise extrem toxische Stoffe wie Dioxin 
entstehen). Der Gemeinderat hat die kantonale Vorschrift nun auf lokaler Ebene geregelt. Mit 
den Kontrollen und der Führung der entsprechenden Unterlagen wurde die Firma Mettler + 
Co, Winterberg/Lindau, beauftragt. Die entsprechenden Kontrollen sind - wie schon 
diejenigen der Ölheizungen - gebührenpflichtig.  

Geprägt war das Jahr auch durch diverse Reklamationen über Geruchsbelästigungen. Dabei 
war auf der einen Seite festzustellen, dass die Toleranz einiger Einwohner auch in dieser 
Hinsicht gesunken ist. Manchmal braucht es nur einen Landwirt, der - völlig legal und 
notwendig - Jauche ausbringt, und wir haben eine Reklamation. Auf der anderen Seite 
mussten aber auch absolut verständliche Klagen entgegen genommen werden. Zusammen 
mit den Betreibern der Biogasanlage und des Schweinestalls des Strickhof sowie einer 
Fachperson des Kantons wurde nach Lösungen gesucht und es wurden diverse 
Verbesserungen erzielt. Namentlich bei der Biogasanlage wurde schliesslich ein zusätzlicher 
Filter eingebaut, womit eine massive Entlastung erreicht werden konnte. 

 

 

Werke  

Wasserversorgung Lindau 
Die WVL konnte 2009 im Grundwasserpumpwerk Emdwis, Lindau, 72'705 m3 (Vorjahr 
69'360 m3) eigenes Wasser fördern. Damit der Wasserbedarf von gesamthaft 238'148 m3 
(232'673 m3) gedeckt werden konnte, mussten zusätzlich 165'443 m3 Wasser (163'313 m3) 
von der WV Winterthur (Tössgrundwasser) und der WV Lattenbuck (Hardwaldgrundwasser) 
zugekauft werden. In Grafstal wurden 91'892 m3 Wasser an 555 Bezügeranlagen geliefert 
(87'465 m3/550 Bezüger), in Lindau 63'973 m3 an 369 Bezüger (64'976 m3/369 Bezüger) 



und in Winterberg 66'063 m3 an 392 Bezüger (61'987 m3/394 Bezüger), total wurden 
221'928 m3 an 1'316 Bezügeranlagen in Rechnung gestellt (214'428 m3/1'313 Bezüger). Der 
Mehrverbrauch ist hauptsächlich auf den Bevölkerungszuwachs in Grafstal zurückzuführen. 
Den höchsten Tagesverbrauch erreichten wir am 25. April 2009 mit 1'074 m3 (2008: 1'249 
m3, 2007: 1'066 m3, 2006: 1'622 m3), den tiefsten Tagesverbrauch am 29. Dezember 2009 
mit 469 m3. Dies entspricht bei rund 3'030 versorgten Einwohner im Minimum 155 ltr. und 
Maximum 354 ltr. pro Tag und Einwohner. In Tagelswangen, das von der WV Effretikon 
versorgt wird, wurden 116'289 m3 Wasser (126'397 m3) verrechnet. 
Im Jahr 2009 mussten 13 Leitungsbrüche repariert werden (Vorjahr 12). Nebst den 
wiederkehrenden Reparatur- und Ersatzarbeiten wurde letztes Jahr das letzte Teilstück der 
alten Graugussleitung aus dem Jahr 1922 in der Dorfstrasse, Grafstal, ersetzt. Weiter wurde 
die Schutzzone 1 (engster Fassungsbereich) des Grundwasserpumpwerkes Lindau 
eingezäunt. Einerseits, weil dies Vorschrift ist, andererseits, weil dieses Areal kein 
Versäuberungsplatz für Hunde sein darf. 
Ein weiteres Thema, das zur Zeit aufgearbeitet wird, ist die Frage, wie die Versorgung der 
Bevölkerung mit Trinkwasser sichergestellt werden kann, wenn beispielsweise ein Erdbeben 
grosse Teile unseres Leitungsnetzes unbrauchbar macht. Interessant ist dabei nicht nur die 
Frage, woher wir das Wasser beziehen können, sondern wie und wo es auch abgegeben 
werden kann. 
Die Wasserqualität wurde, wie jedes Jahr, zweimal vom kantonalen Labor geprüft. Dieses 
bescheinigt uns, dass die chemische und bakteriologische Zusammensetzung unseres 
Wassers die geforderten Kriterien für einwandfreies Trinkwasser erfüllt. 
 
Abwasser 
Im vergangenen Jahr wurden in Grafstal 88'744 m3 Abwasser und 530 Grundgebühren 
(83'768 m3/527), in Lindau 55'010 m3 und 361 Grundgebühren (56'033m3/362), in 
Winterberg 47'978 m3 und 379 Grundgebühren (47'816 m3/379) und in Tagelswangen 
106'310 m3 und 847 Grundgebühren (117'122 m3/819) in Rechnung gestellt. Total sind es 
somit 298'042 m3 und 2'149 Grundgebühren (304'739 m3/2'096) mit einem Gesamtertrag 
von Fr. 653'673.-- oder umgerechnet Fr. 2.19 pro m3, im Jahr 2007 mit der alten 
Gebührenordnung waren es 296'195 m3 à Fr. 2.32. Es ist somit bestätigt, dass - wie 
angekündigt - der Systemwechsel als Gesamtes kostenneutral erfolgt ist. 
Im baulichen Bereich wurde bei den jährlich wiederkehrende Sanierungsmassnahmen des 
Leitungsnetzes aus Kostengründen auf grössere Massnahmen verzichtet. Diese 
beschränkten sich auf das Anpassen von Schachtdeckel und diverse, kleinere Reparaturen 
sowie auf die Kontrolle der Leitungen mit Kanalfernsehen. Dagegen wurden bei den 
Investitionen rund 1,2 Mio. Franken ausgegeben für die Arbeiten an der neuen 
Meteorwasserleitung im Gebiet Riet/Lindauerstrasse in Tagelswangen und die Verlängerung 
der Meteorwasserleitung in der Dorfstrasse, Grafstal. Ebenso musste eine 1. Tranche an die 
Kosten des Ausbaus der Kläranlage Eich, Bassersdorf, überweisen werden. 
Dank dem neuen Kanal „Riet/Lindauerstrasse“ können die Abwässer aus diesem Gebiet 
nun, dem Gewässerschutzgesetz entsprechend, getrennt nach Schmutzwasser und 
Sauberwasser abgleitet werden. Die Planung dieser Leitung ging leider nicht ganz ohne 
Nebengeräusche über die Bühne, namentlich wurden verschiedene Eigentümer reichlich 
spät über das Projekt informiert, was nicht nur für diese ärgerlich war, sondern auch einen 
erheblichen nachträglichen Aufwand für Behörden und Verwaltung mit sich brachte. 
Immerhin konnten die Bauarbeiten dann zügig und - abgesehen von einem zerrissenen 
Stromkabel - auch pannenfrei abgewickelt werden. 
 
Elektrizitätswerk 
Der markanteste Eckpunkt im 2009 war der 27. Juni 2009. Mit 250 Gästen feierten wir im 
Strickhof das 100-jährige bestehen des Elektrizitätswerkes Lindau. Begleitet von der Band 
Willhelm Toll und Sutter & Pfändler verlebten wir einen, dem Anlass würdigen und dem 
Leitmotto des EWL (möglichst günstig) angepassten Abend. 



 
Gute Stimmung an der 100-Jahr-Feier des EW Lindau. 
 
Im 2009 stieg der Stromverbrauch in Lindau um 3,65 % an, von 24,6 Mio. kWh im Vorjahr 
auf 25,4 Mio. kWh im Rechnungsjahr. Der Mehrkonsum ist hauptsächlich auf die vielen, neu 
dazugekommenen Wärmepumpenanlagen zurückzuführen. Sollte der Zuwachs dieser 
Wärmegewinnungsanlagen weiterhin so anhalten, ergeben sich für das EW Lindau 
Probleme. Einerseits ist dies die Leistungskapazität unseres Netzes, andererseits das 
Verhältnis zwischen den Sommer- und Winterbezügen, die einen massiven Einfluss auf den 
Einkaufspreis haben (geringerer Bandenergiebezug, hohe Spitzenbezüge). 
Im Baubereich wurden, wie jedes Jahr, verschiedene Erneuerungen im 
Niederspannungsnetz vor- bzw. in Angriff genommen, um das einwandfreie Funktionieren 
unseres Netzes auch weiterhin gewährleisten zu können. Es sind dies hauptsächlich die 
Erschliessung der Neubaugebiete in Grafstal und Tagelswangen sowie die Sanierungen der 
Leitungen im Ober- und Hinterdorf, Lindau sowie die Verbesserung der Versorgung im 
Gebiet Bahnhof Kemptthal. Abgeschlossen wurden die Beschaffung und Montage der 
Einrichtungen, die nötig sind, um die für die Strombewirtschaftung nötige Datenmenge liefern 
zu können. 
 
Strassen 

Der Winter 2008/2009 wird aufgrund der heftigen Schneefälle und der häufigen Einsätze 
zum Salzen in die Geschichte eingehen. Noch nie seit unseren Aufzeichnungen wurde so 
viel Salz benötigt wie in diesem Winter. Rund 107 Tonnen mussten gestreut werden, um die 
Sicherheit auf Strassen und Trottoirs bestmöglich zu gewährleisten.  



 

Im letzten Winter fast ständig im Einsatz: der Salzstreuer. 

 

Gebaut wurde im Berichtsjahr an der Dorfstrasse in Grafstal. Aus Budgetgründen war 
eigentlich nur ein Ersatz der Wasserleitung vorgesehen. Die Grabarbeiten brachten dann 
aber zum Vorschein, dass der Zustand der Strasse noch schlechter war als angenommen. 
Aus diesem Grund drängte sich eine gleichzeitige Sanierung der von Grabarbeiten 
betroffenen Strassenflächen auf. Dafür wurde ein Kredit von rund Fr. 99’000.-- freigegeben. 
Im Gegenzug wurde vorläufig auf die im Budget vorgesehene Sanierung der 
Eschikonerstrasse in Winterberg verzichtet. Hingegen konnte an dieser Strasse ein noch 
fehlender Teil des Trottoirs ergänzt werden. Zudem konnte in Lindau an der Neuhofstrasse 
ein Landstück erworben werden, auf dem nach Abschluss der Bauarbeiten auf der „Emdwis“ 
ein Trottoir erstellt werden soll. 

Im Rahmen des ordentlichen Strassenunterhaltes wurden wiederum viele Belagsrisse und 
andere Schäden saniert, zudem konnten auf der Bläsihof- und der Spiegelhofstrasse 
teilweise neue Deckbeläge angebracht werden. 

Speziell war eine Situation während den Herbstferien. Aus Sicherheitsgründen (bereits 
waren einige dicke Äste auf Strasse und Radweg gelandet) mussten an der Zürcherstrasse 
zwischen der „Oberwis“ und der Abzweigung der Brüttenerstrasse umfangreiche 
Forstarbeiten ausgeführt werden. Die Strasse musste deshalb tageweise ganz gesperrt und 
der Verkehr über Lindau umgeleitet werden. Das entsprechende Strassenstück war nach der 
Fällaktion nicht mehr wiederzuerkennen. Statt eines schattigen Baumdaches liegt nun eine 
lichte Strecke vor dem Strassenbenutzer. 

Noch spezieller war, dass sich der Gemeinderat zuerst mit einer Eingabe, dann mit einer 
Aufsichtsbeschwerde beim Statthalter und schliesslich auch noch beim Kanton beschäftigen 
musste. Ein Einwohner glaubte eine verkehrsmässig gefährliche Stelle in unserer Gemeinde 
ausgemacht zu haben, und wollte diese unbedingt saniert wissen. Die entsprechende 



Einmündung ist indessen übersichtlich und entspricht auch in allen Teilen mehr als nur den 
technischen Vorschriften im Strassenwesen, zudem wurde in der festgehaltenen 
Beobachtungszeit der Verkehrsunfallstatistik kein Unfall verzeichnet. Angesichts dieser 
klaren Situation sah der Gemeinderat keinen Handlungsbedarf. Sowohl Statthalter als auch 
Baudirektion stützten schliesslich diese Haltung. 

Kurios war auch ein administratives Geschäft, bei dem es lediglich um zwei Bindestriche 
ging. Im Rahmen der laufenden Registerharmonisierung wurde festgestellt, dass für die 
Julius-Maggi-Strasse in Grafstal drei verschiedene Schreibweisen verwendet wurden, was 
beim Abgleich der verschiedenen Datensammlungen von Kanton und Gemeinde zu 
Fehlermeldungen führte. Der Gemeinderat musste deshalb formell feststellen, dass die 
vorstehend gewählte Schreibweise, also jene mit zwei Bindestrichen, die korrekte ist. 

Im Wald auf der Bläsihofstrasse ist im Berichtsjahr sozusagen der Kalte Krieg zu Ende 
gegangen. Das Bundesamt für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) liess 
nämlich die bestehenden Sperranlagen aus der Strasse entfernen. 

 

Hochwasserschutz 

Im Bereich „Schuepis“ an der Tagelswangerstrasse in Lindau wurden bei vergangenen 
Hochwasserereignissen mehrmals die Kellerräume überflutet. Der Gemeinderat hat deshalb 
auf der westlichen Seite der Liegenschaften für Fr. 7'500.-- einen Entlastungsschacht bauen 
lassen, der eine oberirdische Entlastung des zu kleinkalibrigen eingedolten Baches 
ermöglichen soll. 

 

 

Jagd 

Alle 8 Jahre werden die Jagdreviere neu ausgeschrieben und versteigert. 
Jagdpachtversteigerung heisst der jeweilige Anlass - das Wort ist freilich eher ein 
Etikettenschwindel, weil der Kanton für jedes Revier einen Schätzungswert festlegt, der in 
einer allfälligen Steigerung um höchstens 25 % überboten werden kann. In unserem Falle 
lag zudem „nur“ die Bewerbung der bisherigen Jagdgesellschaft vor. Der Gemeinderat gab 
den Zuschlag für einen jährlichen Pachtzins von Fr. 4'615.-- aber gerne an die bisherigen 
Jäger, zeichneten diese sich doch in den vergangenen Jahren durch eine ernsthafte und 
einfühlsame Ausübung ihrer Tätigkeit aus. Nicht mehr Mitglied der Gesellschaft ist 
altershalber der langjährige Pächter Heini Küng. Die Pacht bleibt aber in der Familie, neu ist 
sein Sohn Thomas Mitglied der Gesellschaft. Im Amt bestätigt wurde der Jagdaufseher 
Bruno Ulmann, welcher diese Arbeit ebenfalls sehr umsichtig erledigt. 

Im Alltag macht den Jägern inzwischen auch bei uns das Schwarzwild Sorgen. Dabei 
handelt es sich im Klartext um Wildschweine, welche beträchtliche Schäden anrichten. 
Gemäss einer Empfehlung der kantonalen Jagdverwaltung hat der Gemeinderat deshalb die 
Jagd auch sonntags (zu Randzeiten) erlaubt. 

 

 

Sicherheit/Gesundheit  

 

Gesundheitswesen 

Die Schweinegrippe beschäftigte im Jahr 2009 auch unsere Gemeinde intensiv. Zwar 
mussten im eigentlichen Gesundheitsbereich für die im April in Mexiko ausgebrochene 
Seuche keine Massnahmen ergriffen werden; für solche waren Bund und Kanton zuständig. 



Nachdem die Weltgesundheitsorganisation aber die höchste „Pandemiestufe 6“ ausgerufen 
hatte, wurde auch bei uns eine Notfallplanung unabdingbar. Der Gemeinderat erliess daher 
eine Weisung zur Pandemieplanung, in der vor allem die betriebswichtigen Aktivitäten 
unserer Gemeinde sowie die Regelung von Stellvertretungen im Krankheitsfall festgehalten 
wurden. Ferner wurde Schutzmaterial angeschafft. 

Erfreulicherweise erwies sich die Grippe dann aber - jedenfalls vorläufig - als zwar hoch 
ansteckend, aber vergleichsweise harmlos. Da aber im Vorfeld davon ausgegangen werden 
musste, dass rund 25 % der Bevölkerung betroffen sein könnte, waren die getroffenen 
Vorkehrungen sicher angemessen. Schliesslich hätte auch im Extremfall das Funktionieren 
der wichtigsten Dienstleistungen der Gemeinde (etwa Bestattungsdienst, Abfallwesen, 
Elektrizitäts- und Wasserversorgung, Ausweiserstellungen, Auszahlungen etc.) gewährleistet 
bleiben müssen. 

Der Bau des Erweiterungsteils beim Alterszentrum Bruggwiesen ist nicht nur für das Ressort 
Gesundheit ein Meilenstein, er stellt auch die zur Zeit weitaus grösste Ausgabe unserer 
Gemeinde dar. Die Arbeiten schreiten plangemäss voraus, obwohl das extrem kalte und 
schneereiche Wetter im Januar und Februar zu zeitlichen Verzögerungen führten. Nach 
aktuellem Wissensstand bleiben die Kosten, unter Berücksichtigung der Bauteuerung, weit 
gehend im Rahmen des bewilligten Kredites - abgesehen von Mehrkosten von gegen einer 
Million Franken, die aufgrund eines Rekurses gegen das Bauprojekt entstanden sind. Auch 
davon wird die Gemeinde Lindau einen Sechstel tragen müssen. Zusätzliche Ausgaben 
entstanden auch durch Arbeiten, die aufgrund einer SIA-Norm zwingend zur Verbesserung 
der Erdbebensicherheit des Altbaus vorgenommen werden mussten.  

Schliesslich wurde auch ein neuer Kredit für die Planung von Sanierungsarbeiten am Altbau 
gesprochen. Unser Anteil an diesen Kosten beträgt Fr. 126'667.--. Geplant ist, dass die - 
nach 30 Betriebsjahren überfällige - Sanierung des Altbaus unmittelbar nach der 
Fertigstellung des Neubaus erfolgen soll. Dieses Vorgehen spart Geld, weil so keine 
Bewohner in fremden Heimen untergebracht werden müssen und zudem keine Provisorien 
notwendig werden. Bezüglich Kreditkompetenz dieser Kosten (und auch der kommenden 
Baukosten) ist festzustellen, dass es sich um eine „gebundene Ausgabe“ im Sinne des 
Gemeindegesetzes handelt, d.h. das Geschäft wird durch den Gemeinderat abschliessend 
behandelt. Dies im Gegensatz zur Situation in der Stadt Illnau-Effretikon, wo der Kredit 
voraussichtlich vom Parlament zu genehmigen sein wird. Zwar gilt auch hier eine Grossteil 
der Ausgaben als gebunden (werterhaltender Unterhalt gehört zu den zwingenden Aufgaben 
eines Eigentümers), doch betreffen kleine Teile der Kosten voraussichtlich auch 
Massnahmen, bei denen eine gewisse Wahlfreiheit besteht. Für die Gemeinde Lindau ist die 
juristische Situation aber anders. Im Jahr 1977 haben wir uns mit einem auf 90 Jahre nicht 
kündbaren Vertrag verpflichtet, uns auch an künftigen Kosten „für eine Sanierung und 
Erneuerung“ zu beteiligen. Unsererseits besteht also keine Wahlfreiheit. Ganz abgesehen 
davon erachtet der Gemeinderat die geplanten Massnahmen nach heutigem Wissensstand 
auch als notwendig und vernünftig. 



 

Der Altbau des Alterszentrums Bruggwiesen ist sanierungsbedürftig. 

 

Der Stadtrat von Illnau-Effretikon hat auch bereits den Verwaltungsrat für das Alterszentrum 
bestellt, welches ja künftig als selbständige Verwaltungseinheit funktionieren wird. Der 
Gemeinderat Lindau hat aus seinen Reihen den fachlich bestens ausgewiesenen 
Gesundheitsvorstand Bernard Hosang vorgeschlagen, welcher bereits Mitglied der 
Baukommission und damit mit dem Alterszentrum bestens vertraut ist. Zusätzlich zu diesem 
Vorschlag hat die Exekutive unserer Nachbarstadt aus der Gemeinde Lindau auch Dr. med. 
Roland Kunz aus Tagelswangen gewählt. Wir freuen uns über die Doppelvertretung unserer 
Gemeinde, vor allem aber auch, dass mit Roland Kunz ein ausgewiesener Fachmann für 
Geriatrie für das Aufsichtsgremium des Alterszentrums gewonnen werden konnte. 

Hausgeburten sind zwar eher selten, nehmen aber in der Tendenz wieder zu. Die dabei 
notwendigen Leistungen der Hebammen sind kassenpflichtig, nicht jedoch die bescheidene 
Entschädigung für den entsprechenden Bereitschaftsdienst. Der Gemeinderat hat 
entschieden, diese Kosten auch weiterhin zu übernehmen.  

Auf dem Friedhof mussten auf Platzgründen mehrere Gräberreihen aufgehoben werden, 
deren gesetzliche Ruhefrist abgelaufen war. Aufgrund des enormen 
Bevölkerungswachstums in den letzten zwei Jahrzehnten wird mittelfristig zudem ein 
allfälliger Ausbau des Friedhofes zu prüfen sein. 

Die Lebensmittelkontrolle wird für unsere Gemeinde seit Jahren vom Gesundheitsamt der 
Stadt Winterthur durchgeführt. Diese Zusammenarbeit hat sich sehr bewährt und ein 
Alleingang der Gemeinde wäre, angesichts immer steigender Anforderungen an die 
Professionalität der Prüfer, gar nicht mehr möglich. Die Fachleute der Stadt gehen Ihre 
Aufgabe aber dennoch mit dem notwendigen Fingerspitzengefühl an. Die Gemeinde hat auf 
das Jahr 2009 auch ihr Tarifsystem dem der Stadt angepasst. So werden für unbedeutende 
Beanstandungen keine Gebühren mehr erhoben, für grössere Mängellisten werden die 



Kosten dafür höher. Im Berichtsjahr fielen die Kontrollen und Proben weit gehend erfreulich 
aus; in einem einzigen Fall musste eine Busse ausgesprochen werden. 

Eine Änderung ergab sich auch in der Fleischschau. Nach sehr langen Jahren Arbeit 
entschied sich Dr. Richard Hess, dieses Amt niederzulegen. Neu ist nun Dr. Michael Krämer, 
der bisherige Stellvertreter, für alle Betriebe in der Gemeinde zuständig. 

Im Umbruch befindet sich die Spitex. Dieser Dienst wird in unserer Gemeinde von einem 
Verein erbracht, mit dem die Gemeinde eine Leistungsvereinbarung mit Defizitgarantie 
abgeschlossen hat. Diese Vereinbarung wurde vorsorglich gekündigt, weil vorgesehen ist, 
die Spitex auf das Jahr 2011 mit der Organisation von Illnau-Effretikon zu fusionieren. Ein 
immer breiteres Aufgabenfeld und eine massiv steigende Administration macht eine grössere 
Organisation unabdingbar.  

 

Polizeiwesen 

Zwei Mitarbeiter des Werkhofes haben eine Schulung im Bereich der Verkehrspolizei 
absolviert und die anschliessende Prüfung mit Bravour bestanden. Sie sind deshalb nun 
auch befugt, Bussen im ruhenden Verkehr auszustellen. Allerdings ist nicht vorgesehen, 
dass sie nun bei ihrer Arbeit ständig das Bussenheft zücken, wir wollen unsere Mitarbeiter 
nicht zu eigentlichen Verkehrspolizisten machen - dafür haben sie auch viel zu viel andere 
Arbeit. Hingegen gibt uns diese Ausbildung nun die Möglichkeit, spezielle 
Verkehrsteilnehmer auch tatsächlich zu büssen. Zu nennen sind etwa Falschparkierer, die 
durch ihr Verhalten den Winterdienst erschweren oder auch besonders renitente 
Wiederholungstäter. A propos Bussen: Seit anfangs Jahr wurden die Kontrollen des 
ruhenden Verkehrs durch die Firma Alpha Protect zu unregelmässigeren Zeiten als bisher 
vorgenommen. Die Anzahl der erteilten Bussen stieg deutlich. Des einen Leid, des andern 
Freud - wir hatten dank diesem neuen Regime auch viele positive Rückmeldungen, da sich 
die Parkierungsdisziplin verbessert hat. Zu erwähnen ist auch die „Oberwis“. Die 
entsprechende Strasse befindet sich in Privatbesitz, und deshalb konnte die Gemeinde dort 
keine Bussen austeilen. Inzwischen haben die Eigentümer ein audienzrichterliches Verbot 
erlassen und auch die Firma Alpha Protect ermächtig, entsprechende Verzeigungen 
vorzunehmen. Seither kann auch in der Oberwis nicht mehr ungestraft „wild“ parkiert werden. 
Schliesslich sei rapportiert, dass längst nicht alle Bussen anstandslos bezahlt werden, die 
Fälle, in denen eine Verfügung erlassen werden muss oder gar eine Umwandlung der Busse 
in Haft zu beschliessen ist, sind nicht selten. Übrigens finden fast alle Fehlbaren dann jeweils 
kurz vor Haftantritt das notwendige Geld zum Bezahlen der Busse. 

Auch die neu eingeführten „Ordnungspatrouillen“ von Mitarbeitern der Alpha Protect haben 
sich bewährt. Sie sind natürlich kein Allerweltsheilmittel; immerhin darf aber festgestellt 
werden, dass die Vandalenakte im Berichtsjahr abgenommen haben. Zusätzliche Patrouillen 
wurden im Sommer teilweise an neuralgischen Punkten durchgeführt, von denen wir teils 
auch aus der Bevölkerung Hinweise über eigenartige Ereignisse oder Gestalten erhalten 
hatten. Diese Zusatzeinsätze brachten aber keine unerlaubten Handlungen an den Tag. 
Wichtig bleibt der Patrouillendienst, der in allen Dörfern von freiwilligen Personen 
durchgeführt wird. Selbst die Kantonspolizei lobt die präventive Wirkung dieses Dienstes. 
Erfreulicherweise konnte in Winterberg, nach langer Suche, eine neue Leitung für die 
abtretenden, langjährigen Koordinatoren gefunden werden. 

Das Polizeiamt hat sich zuweilen auch mit „speziellen“ Aufgaben zu beschäftigen. So 
benötigen Personentransportunternehmen, welche einen Schulbus betreiben, eine kantonale 
Bewilligung, welche wiederum zuerst von der Gemeinde bearbeitet werden muss. 

 



Hundehaltung 

Hunde waren auch in diesem Jahr ein Dauerthema für die Verwaltung. Individuelle 
Fehlverhalten und entsprechende Anzeigen können zu einem hohen administrativen 
Aufwand führen - sofern der Fall nicht so gravierend ist, dass er direkt in die Zuständigkeit 
des Kantons fällt. Mangelnde Aufsicht über den eigenen Hund kann im übrigen nicht nur zu 
traurigen Ereignissen führen, sondern auch sehr teuer werden. In einem Fall biss ein Hund 
einen anderen tot, was den Hundehalter - nebst allfälligen zivilrechtlichen Folgen - auch eine 
happige Busse kostete. Allerdings darf auch festgestellt werden, dass sich ein Grossteil der 
Hundehalter vorbildlich verhält - es ist auch hier so, dass eine kleine, uneinsichtige 
Minderheit ein negatives Image produzieren kann. In Zusammenhang mit der 
„Kampfhundproblematik“ hat auch der Kanton zusätzlichen Aufgaben übernommen. Den 
entsprechenden Aufwand lässt er sich nun mit Fr. 30.-- pro Hund entschädigen. Der 
Gemeinderat hat beschlossen, die Hundesteuern um diesen Betrag zu erhöhen. Auf eine 
weiter gehende Erhöhung wurde verzichtet, weil eine Kalkulation gezeigt hat, dass die 
bisherigen Ansätze der Gemeinde die effektiven Kosten knapp decken. Einige Zahlen in 
diesem Zusammenhang: Allein für die Leerung der 35 Robidogs (und von 60 Abfallkörben) 
muss ein Mitarbeiter unseres Werkhofes in unserer weitläufigen Gemeinde wöchentlich rund 
4 Stunden einsetzen und 60 Kilometer fahren! 

 

Öffentlicher Verkehr 

Mit der Fahrplanänderung im Dezember 2008 konnte für die Berufspendler endlich wieder 
eine einigermassen angenehme Situation geschaffen werden. Die vom ZVV getroffene 
Lösung mit Entlastungsbussen hat sich im Berichtsjahr bewährt, so dass die Belegungen der 
Busse zwar immer noch hoch, aber wieder tragbar ausfallen. Aufgrund von Baustellen in 
Effretikon ergaben sich teilweise Probleme mit den Anschlüssen an die Züge; hierfür kann 
aber natürlich nicht der Busbetreiber verantwortlich gemacht werden. 

Beim Thema ÖV ist weiter zu berichten, dass im Herbst das Bauprojekt der SBB für die 
„Überwerfung Hürlistein“ öffentlich auflag. Bis ins Jahr 2013 soll im Bereich der Verzweigung 
der Flughafenlinie und der Linie in Richtung Dietlikon eine Bahnüberführung erstellt werden, 
welche künftig einen kreuzungsfreien Bahnbetrieb ermöglichen wird. Der Gemeinderat hat in 
diesem Zusammenhang den SBB auch die Nutzung von Gemeindestrassen zugesichert. Es 
wird kein Verkehr durch die Quartiere von Tagelswangen geführt werden. 

Im weiteren Sinne zum Thema gehört auch der Umstand, dass nun auch unsere Gemeinde 
zwei Tageskarten der SBB angeschafft hat, welche zum Preis von je Fr. 35.-- primär an 
unsere Einwohner und an hier arbeitende Personen abgegeben werden. Um den 
administrativen Aufwand möglichst klein zu halten, müssen die Billette immer gleich bezahlt 
werden, sei es im Internet mittels Kreditkarte oder am Schalter der Gemeinde bar resp. mit 
EC-Direkt, Postcard oder Kreditkarte. 

 

Betreibungsamt 

Eine einschneidende Veränderung erfuhr im Jahr 2009 das Betreibungsamt. Per 1. Mai 
wurde dessen Sitz nämlich nach Effretikon verlegt. Nachdem der langjährige 
Betreibungsbeamte Hans Seeberger in Pension ging, lag es nahe, die Betreibungsämter 
zusammenzulegen, weil der Kanton schon zuvor eine Fusion auf das Jahr 2010 verfügt 
hatte. Freundnachbarschaftlich im besten Sinn des Wortes hat sich deshalb unsere 
Nachbarstadt bereit erklärt, die Aufgaben bereits im Jahr 2009 zu übernehmen. Formell 
besteht unser eigenständiges Betreibungsamt noch bis im kommenden Jahr, es wird einfach 
von Effretikon aus geführt. An dieser Stelle darf festgestellt werden, dass sich die neue 
Organisation bereits bestens bewährt hat, die Crew in Effretikon arbeitet auch für unsere 
Gemeinde hervorragend. Während wir dem seinerzeitigen Verlust des Zivilstandsamtes 
immer noch ein wenig nachtrauern, scheint im vorliegenden Fall eine Zusammenlegung 



wirklich Sinn zu machen. Einerseits können dank Synergien deutliche Einsparungen erzielt 
werden. Andererseits nehmen auch die Anforderungen und die Arbeitslast ständig zu; Hans 
Seeberger hätte das Amt jedenfalls rein quantitativ bald nicht mehr allein führen können. 
Eine Zahl mag dies verdeutlichen: Während im Jahr 2008 noch 384 Pfändungen erfolgten, 
waren es im Jahr 2009 bereits deren 591! 

 

Einwohnerkontrolle 

Die Einwohnerzahl stieg 2009 erneut an. Allerdings verlangsamte sich das Wachstum 
gegenüber früheren Jahren deutlich und betrug noch 0,6 %, was 30 Personen entspricht. Die 
gesamthaft 4'966 Einwohner teilen sich auf in 3'978 Schweizer und 988 Ausländer. 
Häufigstes Herkunftsland bleibt Italien mit 236 Personen, während Deutschland mit 169 
Einwohnern den 2. Platz belegt. Danach folgen Serbien mit 151 und Mazedonien mit 137 
Personen. Gesamthaft sind 58 Nationen in unserer Gemeinde vertreten! Grösster 
Gemeindeteil bleibt Tagelswangen mit 1'936 Einwohnern, gefolgt von Grafstal/Kemptthal mit 
1'376, Winterberg mit 919 und Lindau mit 735 Personen. 

 

 

 

Sabrina Aerne (Liegenschaften), Manuela Fehr (Jugend, Einbürgerungen), Stephan Fürst 
(Hochbau), Roland Huber (Wasser, Abwasser, EW), Viktor Ledermann, Tanja Vella 
(Soziales), Regula von Moos (Schule) 

 


